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«Die Debatte um 
die Ehe wird sich 
an Schlagworten 
wie ‹Polygamie› 
entzünden.»
Anja Burri über ein Gutachten, das 
von Wichtigem ablenkt. – Seite 9

Der verurteilte Berlusconi betreibt 
einen Wahlkampf, der Europas 
Konservativen peinlich ist. – Seite 7

General-Electric-Chef Jeffrey 
Immelt will das gleiche Geschäft 
zum zweiten Mal kaufen. – Seite 9
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Carlos posiert mit Posträuber
Der als Carlos bekannte Jugendstraftäter 
zeigt sich per Facebook auf einem Foto 
mit einem jener bewaffneten Räuber, die 
1997 beim Überfall auf die Fraumünster-
post 53 Millionen Franken erbeuteten. 
Der Mann war wie seine Mittäter danach 
erneut straffällig geworden. Die Ober-
jugend anwaltschaft hat für Carlos ein 
Sondersetting organisiert. – Seite 15

Kaderlöhne steigen am stärksten
6118 Franken betrug der statistisch er-
mittelte Medianlohn in der Schweizer 
Privatwirtschaft 2012 – 3,2 Prozent mehr 
als 2010. Profitiert haben vor allem Top-
verdiener: Bei den am besten bezahlten 
10 Prozent stiegen die Löhne am deut-
lichsten. Die am wenigsten verdienen-
den 10 Prozent erhielten dagegen sogar 
weniger als zwei Jahre zuvor. – Seite 35
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Zürich hat den Winter verjagt

Foto: Patrick B. Kraemer (Keystone)

Bei strömendem Regen kündigte der Böögg auf dem neuen Sechseläutenplatz einen 
prächtigen Sommer an: Nach nur 7 Minuten und 23 Sekunden platzte ihm der Kragen.  
Es war die kürzeste Schneemannverbrennung der letzten zehn Jahre. – Seite 13, 14, 22

Von Christian Brönnimann 
Bern

Mindestens ein Jahr den vollen Lohn, 
ohne dafür zu arbeiten: Das erhielt der 
ehemalige Informatikchef der Eidgenös-
sischen Steuerverwaltung, der von sei-
nem Arbeitgeber im Mai 2012 angezeigt 
und im Juni freigestellt worden war. Er 
steht im Verdacht, befreundeten IT-
Unternehmern «zulasten des Bundes 
überhöhte Gewinnmargen verschafft» 
zu haben. Das IT-Grossprojekt Insieme 
der Steuerverwaltung musste trotz Kos-
ten von rund 100 Millionen Franken ab-
gebrochen werden. Die Bundesanwalt-
schaft ermittelt wegen Verdachts auf un-
getreue Amtsführung, Vorteilsgewäh-
rung und Vorteilsannahme.

Dass der beschuldigte Chefbeamte im 
Mai 2013 noch immer auf der Lohnliste 
des Bundes stand, geht aus einem bis-
lang unveröffentlichten Bericht der Eid-
genössischen Finanzkontrolle hervor. 
Ob sein Arbeitsvertrag inzwischen ge-
kündigt wurde, gibt die Steuerverwal-
tung «aus personalrechtlichen Grün-
den» nicht bekannt. Bei der parlamenta-
rischen Finanzdelegation – der Oberauf-
sicht – ging bis zum heutigen Tag jedoch 

keine Meldung ein, dass eine Kündigung 
erfolgt sei, wie deren Präsident Hans Alt-
herr sagt. Für Altherr ist klar: «Bei be-
gründetem Verdacht auf strafbare Hand-
lung ist eine blosse Freistellung nicht in 
Ordnung.» Dann brauche es eine frist-
lose Entlassung, weil das Vertrauensver-
hältnis nachhaltig gestört sei, sagt er.

Seco-Beamter ist entlassen
Schneller handelten die Verantwortli-
chen beim jüngsten mutmasslichen Kor-
ruptionsfall. Ende Januar wurde die Af-
färe im Staatssekretariat für Wirtschaft 
(Seco) aufgedeckt. Knapp zwei Monate 
später, am 21. März, kündigte das Seco 
dem in Untersuchungshaft sitzenden 
Ressortleiter fristlos, wie eine Spreche-
rin erklärt. Beim dritten grösseren be-
kannten Fall der letzten Jahre, demjeni-
gen im Bundesamt für Umwelt, dauerte 
es gut neun Monate, bis der Arbeitsver-
trag des IT-Chefs aufgelöst wurde. 

Trotz der langen Lohnfortzahlungen 
in zwei von drei Fällen geht der St. Gal-
ler Rechtsprofessor Thomas Geiser da-
von aus, dass der Bund bei fristlosen 
Entlassungen oder Gehaltskürzungen 
nicht grosszügiger ist als private Unter-
nehmen. – Seite 3

Voller Lohn trotz 
Korruptionsverdacht 
und Millionenfiasko
Der ehemalige Informatikchef der Steuerverwaltung 
stand lange nach Auffliegen des Insieme-Skandals 
noch immer auf der Lohnliste des Bundes. 

Die USA und die Europäische Union ver-
schärfen wegen der Ukrainekrise ihre 
Sanktionen gegen Russland. Der Westen 
wirft Russland vor, nicht wie im Genfer 
Friedensfahrplan vereinbart auf die pro-
russischen Kräfte einzuwirken. Die EU-
Botschafter der 28 Mitgliedsstaaten be-
schlossen bei einem Treffen in Brüssel, 
gegen 15 weitere Russen und Ukrainer 
Konten- und Visasperren zu verhängen. 
Auch die US-Regierung erweiterte ihre 
Sanktionsliste um 7 Russen und 17 Fir-
men aus dem Umfeld von Präsident Wla-
dimir Putin. Washington erliess zudem 
für US-Firmen strengere Regeln beim Ex-

port von Hightechartikeln nach Russ-
land, die für militärische Zwecke verwen-
det werden können. Die an Manövern an 
der ukrainischen Grenze beteiligten rus-
sischen Truppen sind derweil in ihre 
Standorte zurückgekehrt, wie Verteidi-
gungsminister Sergej Schoigu seinem 
US-Kollegen Chuck Hagel telefonisch 
mitteilte. Im Osten der Ukraine blieb die 
Lage aber angespannt. In Donezk gab es 
bei Zusammenstössen mehrere Ver-
letzte. In Charkiw wurde der prorussi-
sche Bürgermeister Gennadi Kernes an-
geschossen und schwer verletzt. (SDA)
Kommentar Seite 2, Berichte Seite 5

Schärfere Sanktionen gegen Putin

Der 81-jährige frühere US-Verteidigungs-
minister Donald Rumsfeld und seine Frau 
sind AHV-Rentner. Von der Schweizer Al-
tersvorsorge erhalten die Rumsfelds seit 
1997 pro Monat rund 400 Franken Alters-
rente – oder 5000 Franken pro Jahr. Der 
Grund: Rumsfeld, der über 60 Millionen 
Dollar Vermögen besitzt, sass während 
elf Jahren im Verwaltungsrat des Techno-
logiekonzerns ABB. Sein Lohn bei der 
ABB dürfte unwesentlich tiefer gewesen 
sein als sein späteres Ministergehalt von 
199 000 Dollar. Rumsfeld, der in der Ad-
ministration George W. Bush zu den trei-
benden Kräften des Irakkriegs zählte, ist 
nicht der einzige AHV-berechtigte auslän-
dische Politiker. (phr) – Seite 3

Donald Rumsfeld 
bezieht AHV-Rente

Die Sicherheitskommission des National-
rats (SIK) hat die Beratung des neuen 
Nachrichtendienstgesetzes verschoben – 
weil es zu viele Mängel aufweise. Zuvor 
hatten die Geschäftsprüfungsdelegation 
der SIK und Bundesrat Ueli Maurer ihren 
Bericht zum Entwurf des Gesetzes vor-
gelegt, der über 30 Kritikpunkte enthält. 
Auf diese Bedenken und Fragen, die etwa 
die mangelnde Kontrolle des Nachrich-
tendiensts betreffen, muss der Bundesrat 
nun Antworten geben. Der Basler Rechts-
professor Markus Schefer sagt, der Nach-
richtendienst habe sich mit dem Gesetz 
selbst eine Wunschliste zusammenge-
stellt – «eine entsprechende Aufsicht ge-
hört nicht dazu». (TA) – Seite 4

Viele Mängel im neuen 
Geheimdienstgesetz
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IT-Skandal Insieme

Von Christian Brönnimann 
Bern

Am 12. Juni 2012 durchsuchten Polizisten 
Haus und Büro des ehemaligen Informa-
tikchefs der Eidgenössischen Steuerver-
waltung. Den Chefbeamten nahmen sie 
mit zur polizeilichen Befragung. Einen 
Monat zuvor, am 11. Mai, hatte das Fi-
nanzdepartement bei der Bundesan-
waltschaft Strafanzeige eingereicht. In 
einer Administrativuntersuchung war 
das Departement zum Schluss gekom-
men, dass der Beamte wohl befreunde-
ten IT-Firmen zu Aufträgen mit überhöh-
ten Gewinnmargen verhalf. Dies im Rah-
men des gescheiterten Grossprojekts In-
sieme, bei dem rund 100  Millionen Fran-
ken an Steuergeldern verloren gingen. 
Eine gute Woche nach Hausdurchsu-
chung und Einvernahme stellte die 
Steuerverwaltung den Chefbeamten 
schliesslich frei. 

Ein Jahr später war der Chefbeamte 
noch immer freigestellt – und das bei vol-
lem Lohn. Dies geht aus einem Bericht 
der Eidgenössischen Finanzkontrolle 
hervor, den der «Tages-Anzeiger» dank 
einem Gesuch gestützt auf das Öffent-
lichkeitsgesetz erhalten hat. Eine von der 
Steuerverwaltung «angestrebte Einigung 
über die Auflösung des Arbeitsverhält-
nisses kam bis zum Abschluss der Prü-
fung nicht zustande», schreibt die Fi-
nanzkontrolle. Die Schlussbesprechung 
des Berichts fand am 29. Mai 2013 statt. 

 Jahreslohn von 178 000 Franken
Inzwischen ist fast ein weiteres Jahr ver-
gangen. Ob der ehemalige Informatik-
chef noch immer auf der Lohnliste des 
Bundes steht, ist nicht bekannt. Die 
Steuerverwaltung stellt sich auf den 
Standpunkt, «aus personalrechtlichen 
Gründen» nichts dazu sagen zu können. 
Der Chefbeamte war (oder ist) in Lohn-
klasse 28 eingeteilt. Das bedeutet einen 
maximalen Jahreslohn von knapp 
178 000 Franken. 

Die Steuerverwaltung betont in ihrer 
Stellungnahme, sich an das Bundesper-
sonalgesetz zu halten. Dieses erlaubt seit 
Mitte 2013 explizit eine fristlose Kündi-
gung «aus wichtigen Gründen». Schon 
zuvor war aber in der dazugehörigen 
Verordnung festgelegt, dass der Lohn 
gekürzt oder gestrichen werden kann, 
wenn «schwere strafrechtliche oder dis-
ziplinarisch relevante Vorkommnisse 
festgestellt oder vermutet werden». 
Auch die Frage, weshalb die Steuerver-

waltung nicht von dieser Möglichkeit 
Gebrauch machte, lässt ein Sprecher un-
beantwortet. 

Angesichts der Tragweite des Falls 
dürfte die Lohnfortzahlung in den poli-
tischen Aufsichtsgremien noch zu reden 
geben. Zur Erinnerung: Der ehemalige 
Informatikchef stand vor dem Insieme-
Skandal schon einmal unter Korrup-
tionsverdacht: 2001 bei der Beschaffung 
von Bildschirmen. Zudem kritisierte die 
Finanzkontrolle bereits in einem frühe-
ren Bericht die Abfindung des 2011 ent-
lassenen Insieme-Gesamtprojektleiters 
von 200 000 Franken plus vier Monats-
löhnen.

Warnung vor «fatalen» Folgen
Abgesehen von der Lohnfortzahlung 
verlief der Abbruch von Insieme aus 
Sicht der Finanzkontrolle nicht schlecht. 
Der Rückbau der externen Ressourcen 
sei «rasch und strukturiert» vonstatten-
gegangen, resümiert sie im neuen Be-

richt. Gleichzeitig stellt sie aber fest, 
dass der gewünschte komplette Neustart 
des Nachfolgeprojekts Fiscal-IT nicht 
möglich ist. «Es wäre eine Illusion zu 
glauben, dass Fiscal-IT auf der viel zitier-
ten grünen Wiese neu gebaut werden 
kann», steht im Bericht. Das Parlament 
bewilligte Ende letzten Jahres für Fis-
cal-IT rund 85 Millionen Franken.

Dass die Steuerverwaltung ihre alten 
Informatiksysteme weiterbetreiben 
muss, birgt grosse Risiken. Die Verwal-
tung selber beurteilt 13  Komponenten, 
die für 90 Prozent der täglichen Arbei-
ten benötigt werden, als «sehr kritisch». 
Insbesondere der Unterhalt der veralte-
ten Software-Versionen sei eine grosse 
Herausforderung, schreibt nun die Fi-
nanzkontrolle. Die Wartung obliege häu-
fig externen Kräften oder Mitarbeitern 
nahe am oder sogar im Pensionsalter. 
Änderungen an bestehenden Program-
men könnten die Arbeitsabläufe «massiv 
stören oder gar verunmöglichen», und 

ein Ausfall von Systemen hätte «unter 
Umständen fatale Auswirkungen auf das 
Tagesgeschäft». Die Steuerverwaltung 
geht davon aus, dass die zwei wichtigs-
ten bestehenden Systeme bis 2019 wei-
terbetrieben werden können.

Es fehlen Unterlagen
Nach wie vor untersucht auch eine par-
lamentarische Arbeitsgruppe die Vor-
kommnisse rund um Insieme. Laut dem 
Präsidenten Paul Niederberger hat sie 
die Anhörungen inzwischen abgeschlos-
sen. In der nächsten Sitzung im August 
soll nun ein Entwurf des Abschlussbe-
richts besprochen werden, sagt er. Der 
Bericht dürfte dann gegen Ende Jahr ver-
öffentlicht werden. Bei der Untersu-
chung stiess die Arbeitsgruppe auf 
Schwierigkeiten. Man habe nicht alle 
Fragen beantworten können, weil ver-
schiedene Unterlagen der Steuerverwal-
tung «nicht verfügbar respektive nicht 
vorhanden waren», sagt Niederberger.

Der verdächtigte IT-Chef 
blieb auf der Lohnliste
Vor zwei Jahren flog der Insieme-Skandal in der Steuerverwaltung auf.  
Doch der unter Korruptionsverdacht stehende Informatikchef wurde nicht entlassen. 

Desaster in der IT der Steuerverwaltung: Beim Insieme-Skandal gingen 100 Millionen Franken verloren. Symbolbild: Tetra Images, Alamy

Der St. Galler Arbeitsrechtler 
Thomas Geiser glaubt nicht, 
dass die öffentliche Hand 
bei Entlassungen grosszügiger 
ist als die Privatwirtschaft. 

Von René Lenzin

Mindestens ein Jahr erhielt der ehema-
lige – und freigestellte – Informatikchef 
der Eidgenössischen Steuerverwaltung 
den vollen Lohn, obwohl gegen ihn Er-
mittlungen der Bundesanwaltschaft lau-
fen. Geht der Bund als Arbeitgeber mit 
mutmasslich fehlbaren Angestellten zu 
grosszügig um, gar grosszügiger als die 
Privatwirtschaft?

Diesen Einzelfall könne er nicht be-
urteilen, sagt Thomas Geiser, Rechtspro-
fessor am Forschungsinstitut für Arbeit 
und Arbeitsrecht an der Universität 

St. Gallen. Aber grundsätzlich sei der 
Bund bei fristlosen Entlassungen oder 
Gehaltskürzungen nicht grosszügiger als 
private Firmen. Zwar könne es zu unter-
schiedlichen Lösungen kommen, weil 
die Privatwirtschaft in der Regel kürzere 
Kündigungsfristen kenne. Aber das Ri-
siko bei solchen Massnahmen sei für pri-
vate Arbeitgeber genauso gross wie für 
öffentliche – nämlich, dass ihnen Lohn-
nachzahlungen und allenfalls Entschädi-
gungen drohten, wenn sich die Vor-
würfe gegen einen fristlos Entlassenen 
später nicht beweisen liessen. «Um sol-
che Probleme zu vermeiden, gewährt 
die Privatwirtschaft häufig grosszügige 
Abgangsregelungen», sagt Geiser. 

Trotzdem gebe es fundamentale 
Unterschiede zwischen öffentlichen und 
privaten Arbeitgebern. «Ein privates 
Unternehmen kann frei entscheiden, 
wen es unter welchen Bedingungen an-
stellen will», sagt Geiser. Für den Bund 

gelte hingegen das Willkürverbot, etwa 
was die Einteilung in Lohnklassen oder 
die Entlassungsgründe angehe. Zudem 
müsse sich die öffentliche Hand an den 
Grundsatz der Gesetzmässigkeit halten. 
Sie könne zum Beispiel nicht beliebig 
Leute einstellen, während «Private auch 
Personal beschäftigen dürfen, das es gar 
nicht braucht». 

Verschärfungen ohne Folgen
Die Angestellten des Bundes geniessen 
grundsätzlich einen höheren Kündi-
gungsschutz, als ihn das Arbeitsrecht 
vorsieht. Allerdings nähern sich die Be-
stimmungen denjenigen der Privatwirt-
schaft an. Mitte 2013 ist ein Passus im 
Bundespersonalrecht in Kraft getreten, 
wonach der Bund und seine Angestell-
ten «befristete und unbefristete Arbeits-
verhältnisse aus wichtigen Gründen 
fristlos kündigen» können. Zudem muss 
das Gesetz die Gründe für eine fristlose 

Entlassung nicht mehr abschliessend 
auflisten, wie das zuvor der Fall war.

Die Personalvertreter haben sich ver-
geblich gegen diese Verschärfungen des 
Personalrechts gewehrt. In der Praxis 
seien sie bisher allerdings nicht spürbar, 
bilanziert Fritz Bütikofer vom Personal-
verband Transfair: «Ich kenne keinen 
Fall, in dem jemand grundlos auf die 
Strasse gestellt worden wäre.» Umge-
kehrt gebe es aber auch kaum allzu 
grosszügige Abgangsregelungen. Über 
die Lohnfortzahlung für den Informatik-
chef der Steuerverwaltung könne man 
sicher diskutieren, sagt der Gewerk-
schafter. Aber krasse Fälle von goldenen 
Fallschirmen seien ihm nicht bekannt. 

«Innerhalb des gesetzlichen Rahmens 
sind Führungsstil und Führungskultur 
von Bundesamt zu Bundesamt verschie-
den», sagt Bütikofer. Doch insgesamt 
pflege der Bund eine «Sozialpartner-
schaft auf Augenhöhe».

«Bund und Private riskieren bei fristlosen Kündigungen gleich viel»

Die Schweiz überweist dem 
Ex-Verteidigungsminister 
der Regierung Bush jährlich 
5000 Franken AHV-Rente. 
Der Grund: Rumsfeld sass 
im Verwaltungsrat der ABB.

Von Philippe Reichen 
Lausanne 

Um Donald Rumsfeld ist es seit seinem 
Rücktritt als US-Verteidigungsminister 
im November 2006 still geworden. Erst 
vor wenigen Tagen mischte sich 
«Rummy», wie ihn seine republikani-
schen Parteifreunde nennen, wieder 
einmal in die nationale Politik ein. Er 
veröffentlichte einen Brief, den er am 
15. April ans Steueramt in Washington 
geschickt hatte. Darin schreibt Rums-
feld, er habe seine Einkommens- und 
Vermögenssteuererklärung für das Jahr 
2013 eingereicht. Wie in vorherigen Jah-
ren habe er «keine Ahnung», ob alles 
richtig abgelaufen sei. «Die Steuer-
ordnung ist so komplex und die Forma-
litäten sind so kompliziert, dass ich 
nicht weiss, was genau verlangt ist. Ich 
kann deshalb nicht sagen, ob die Steuer-
erklärung korrekt ist, und befürchte, 
vielen Amerikanern geht es genauso», 
enerviert sich Rumsfeld. Er sei nun 
schon in den 80ern und hoffe noch zu 
erleben, dass die US-Regierung die 
Steuerordnung vereinfache.

ABB-Lobbyist in den USA
Zumindest wegen seiner Schweizer AHV-
Rente wird Rumsfeld mit dem US-Fiskus 
keinen Streit haben. Er hat sie nämlich 
vorbildlich offengelegt. Dies geht aus 
seiner letzten veröffentlichten Steuer-
erklärung als US-Verteidigungsminister 
aus dem Jahr 2007 hervor. Diese ist auf 
der Website Opensecrets publiziert. Ge-
mäss Recherchen des TA dürfte die AHV 
dem heute 81-Jährigen und seiner Ehe-
frau seit Sommer 1997 pro Monat rund 
400 Franken Altersrente bezahlen. Das 
sind rund 5000 Schweizer Franken pro 
Jahr, die ihm gemäss seiner Steuererklä-
rung von seiner US-Rente abgezogen 
werden.

Anspruch auf eine AHV-Rente hat 
Rumsfeld, weil er zwischen 1990 und 
2001 im Verwaltungsrat (VR) des Tech-
nologiekonzerns ABB sass, wohl um ihn 

wegen seines exzellenten Netzwerks in 
Washington als Lobbyisten einzusetzen. 
In der US-Hauptstadt soll er sich unter 
anderem für die Lieferung von Bestand-
teilen für zwei Leichtwasserreaktoren 
an Nordkorea eingesetzt haben. Einmal 
im Amt des Verteidigungsministers, 
konnte sich Rumsfeld an das später 
ohne hin gestoppte Geschäft aber nicht 
mehr erinnern. Obwohl er für ABB vor 
allem in den USA tätig war, reiste er für 
praktisch alle VR-Sitzungen in die 
Schweiz. Aus dem ABB-VR trat Rumsfeld 
zurück, als ihn der neu gewählte US-Prä-
sident George W. Bush ins Amt des Ver-
teidigungsministers berief. Als solcher 
befürwortete er nach der Ausrufung des 
«Krieges gegen den Terror» die Kriege 
gegen den Irak und Afghanistan. 

Hätte auch Schröder Anrecht?
Auch andere ehemalige Spitzenpolitiker 
wie der ehemalige Bundeskanzler Ger-
hard Schröder hätten wohl das Recht auf 
eine AHV-Rente. Schröder, der seit 2006 
das Zürcher Medienhaus Ringier berät, 
soll im Gegensatz zu Rumsfeld aber nicht 
einmal eine AHV-Nummer besitzen.

Auch Rumsfeld hätte die AHV-Rente 
gar nicht nötig: Im Steuerjahr 2006 
teilte er sich mit seinem Vermögen in die 
Steuerkategorie 60 bis 195 Millionen 
US-Dollar ein. Als Verteidigungsminister 
bezog er zuletzt ein Gehalt von 199 000 
Dollar. Das ist nur unwesentlich mehr, 
als er für sein ABB-VR-Mandat kassiert 
haben dürfte. Weder Rumsfelds Spre-
cher noch die ABB wollten auf Anfrage 
die TA-Recherchen kommentieren.

Donald Rumsfeld 
ist AHV-Rentner

 
 
 
 
 
 
 
Donald Rumsfeld 
Früherer 
Verteidigungsminister


